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1 Planungs- und Baugesetz (PBG), sGS 731.1 
2 Strassengesetz (StrG), sGS 732.1 
3 Gemeindegesetz (GG), sGS 151.2 

PBG Art. 1, 7 

StrG Art. 11, 102 Abs. 1 lit. b 

GG Art. 23 lit. a, Art. 89 Abs.1, Art. 90 Abs. 1 lit. a 
 

Der Gemeinderat Gams erlässt nach Art. 1 und 7 des Planungs- und Bauge-

setzes1 (sGS 731.1; abgekürzt PBG), Art. 11 und Art. 102 Abs. 1 lit. b des Stras-

sengesetzes2 (sGS 732.1; abgekürzt StrG) sowie gestützt auf Art. 3, Art. 23 lit. 

a, Art. 89 Abs. 1 und Art. 90 Abs. 1 lit. a des Gemeindegesetzes3 (sGS 151.2; 

abgekürzt GG) und unter Vorbehalt der übergeordneten Bestimmungen 

von Bund und Kanton sowie der besonderen Regelungen der politischen 

Gemeinde das nachfolgende Baureglement für das ganze Gemeindegebiet. 

 

  A Allgemeine Bestimmungen 

   Zweck 

 

 

 1 Das Baureglement fördert eine qualitätsvolle und sozial, wirtschaftlich 
und ökologisch nachhaltige Siedlungsentwicklung mit dem Ziel, dass zu-

sätzliche, hochwertige Bebauungs-, Freiraum-, Erschliessungs- und Nut-

zungsstrukturen entstehen, welche die soziale Interaktion fördern. 

2 Die Gemeinde nutzt ihren Ermessensspielraum im Sinne der oben ge-

nannten Ziele. 

 

   Zuständigkeit 

PBG Art. 1, 23, 135, 140-142, 149, 158 

StrG Art. 63, 108 Abs. 2 

 

 

 1 Der Gemeinderat ist Planungsbehörde im Sinn des Planungs- und Bauge-
setzes und die zuständige Behörde nach der Strassengesetzgebung. Er kann 

Zuständigkeiten an Kommissionen und Amtsstellen delegieren.  

2 Der Gemeinderat entscheidet über Baugesuche mit Einsprachen, wesent-
liche Ausnahmebewilligungen und Rekurse gegen die Entscheide der Bau-

kommission und der Bauverwaltung. 

3 Die Baukommission ist die Baubehörde im Sinn des Planungs- und Bau-

gesetzes sowie die zuständige Behörde nach Art. 63 und 108 der Strassen-

gesetzgebung, soweit nicht die Bauverwaltung zuständig ist. Sie erfüllt wei-

tere ihr vom Gemeinderat zugewiesene Aufgaben. 

4 Die Bauverwaltung vollzieht die Beschlüsse von Gemeinderat und Bau-
kommission und ist die Baubehörde im Meldeverfahren. Zudem erfüllt sie 

namentlich folgende Aufgaben: 

a) Prüfung der Baugesuche; 

b) Durchführung des Baubewilligungsverfahrens; 

c) Entscheid über nachlaufende Bewilligungen; 

d) Bewilligung von Korrekturen bei untergeordneten Abweichungen; 

e) Bewilligungen des gesteigerten Gemeingebrauchs von Gemeindestras-

sen im Zusammenhang mit Bauvorhaben nach diesem Reglement; 

f) Erhebung von Kostenvorschüssen; 

g) Baukontrolle und -aufsicht. 

5 Gemeinderat, Baukommission und Bauverwaltung können bei Bedarf ex-

terne Sachverständige beiziehen. Deren Beizug ist die Regel:  

a) in Schutzzonen oder bei Schutzobjekten; 

b) bei Sondernutzungsplänen gemäss Art. 23 PBG; 

c) in Gebieten mit Einordnungsgebot gemäss Art. 29 dieses Erlasses; 

d) bei Abweichung von der Regelbauweise gemäss Art. 30 dieses Erlasses. 
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4 Verordnung über den Schutz vor nichtionisierender Strahlung (NISV), SR 814.710 

  B Definitionen 

   Bruttogeschossfläche 

  1 Die Bruttogeschossfläche (BGF) ist die Summe aller, der jeweiligen Nut-

zung dienenden, oder hierfür verwendbaren, ober- und unterirdischen Ge-

schossflächen, die innerhalb der äusseren Umfassung eines Gebäudes lie-

gen; inklusive aller Wandquerschnitte. Nicht angerechnet werden: 

a) nichtgewerbliche Lager, Keller-, Estrich- und Einstellräume; 

b) offene Dachterrassen und Balkone; 

c) Wintergärten sowie verglaste Dachterrassen und Balkone bis zu einer 

Fläche von 20% der anrechenbaren BGF; 

d) Gemeinschaftsräume in Mehrfamilienhäusern; 

e) Nutzbare Flächen im Dachgeschoss unter einer lichten Höhe von 1.5 m; 

f) Liftschächte. 

2 Ausserhalb der Gebäudehülle gelegene Flächen werden angerechnet, 
wenn sie überwiegend der Erschliessung anrechenbarer Geschossflächen 

dienen.  

 

  C Raumplanung 

  I Allgemeine Bestimmungen 

   Bestimmte Nutzungsart 

PBG Art. 7, Abs. 3, Bst. b 

NISV Art. 3 Abs. 3 

 1 Im Gebiet «Beschränkung Verkaufsflächen» sind Verkaufsflächen für Pro-

dukte des täglichen Bedarfs nur bis 200 m2 Nettoverkaufsfläche zulässig. 

2 Im Gebiet «Erhalt Fruchtfolge» sind Massnahmen untersagt, die eine land-
wirtschaftliche Nutzung als Fruchtfolgefläche im Krisenfall verhindern. 

3 Im Gebiet «Beschränkung Ort mit empfindlicher Nutzung» sind keine 

empfindlichen Nutzungen gemäss NISV4 zulässig. 

 

   Ausnahme Sondernutzungsplanpflicht 

PBG Art. 7, Abs. 3, Bst. c 

PBG Art. 66, Abs. 1, Bst. b 

 1 Vorhaben, die geringfügig sind oder die die angestrebte Entwicklung des 
Gebietes nicht beeinträchtigen, können ohne den Erlass eines Sondernut-

zungsplanes bewilligt werden. 

 

 

  II Zonen 

   Wohnzone 

PBG Art. 12  1 In der Wohnzone W 11.0 sind nicht mehr als drei Wohnungen pro Ge-
bäude zulässig. 

 

   Kernzone  

PBG Art. 15, 99 Abs. 2  1 Die Kernzone dient dem Erhalt der gewachsenen, kleinteiligen Bebau-

ungs-, Freiraum-, Erschliessungs- und Nutzungsstruktur. Es gilt das Einord-

nungsgebot gemäss Art. 29 dieses Erlasses und namentlich folgende Gestal-

tungsvorschriften: 
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5 Gewässerschutzverordnung (GSchV), SR 814.201 
6 Leitbilder, Konzepte, Richtplanung 

a) Einfriedungen, Vorgärten oder Vorplätze werden nach dem ortstypi-

schen Strassen- und Siedlungsbild gestaltet und gegenüber dem öffentli-

chen Raum in der Materialisierung differenziert; 

b) Reklamen und Gebäudebeschriftungen tragen zur guten Gesamtwirkung 

bei. 

2 Neue Nutzungen müssen mit der bestehenden Strassenerschliessung ver-

einbar sein. 

 

   Zone für öffentliche Bauten und Anlagen 

PBG Art. 18  1 In der Zone für öffentliche Bauten und Anlagen «ARA» sind nur Bauten 

und Anlagen zulässig, die dem Betrieb der Abwasserreinigungsanlage die-

nen. 

 

   Freihaltezone 

PBG Art. 16  1 Die Freihaltezone Natur- und Heimatschutz «Gewässer» dient der Freihal-

tung der Gewässerräume. Es sind nur standortgebundene, im öffentlichen 

Interesse liegende Anlagen gemäss Art. 41c GSchV5 zulässig. 

2 Die Freihaltezone Natur- und Heimatschutz «Burg» dient dem Schutz und 
der zeitgemässen Nutzung des Kulturobjektes und dessen Umgebung. Zu-

lässig sind Umbauten, Erweiterungen, Zweckänderungen und der Wieder-

aufbau sowie neue Bauten und Anlagen für Nebennutzungen, Erschliessun-

gen und Rebbau, sofern keine Schutzziele entgegenstehen. 

3 Die Freihaltezone Ortsplanung dient der Freihaltung von Bauten und An-

lagen. Zulässige Vorhaben sind auf bewilligungsfreie Bauten und Anlagen 

gemäss Art. 136 PBG beschränkt. 

4 Die Freihaltezone Sport und Freizeit dient der Nutzung für Spiel-, Sport- 
und Erholungsanlagen. Zulässige Bauten sind auf die Masse von Kleinbauten 

gemäss Art. 24 dieses Reglements beschränkt. 

5 In der Freihaltezone Sport und Freizeit «Kleingärten» sind nur unbeheizte 

Kleinbauten mit einer Grundfläche von höchstens 12 m2 zulässig, die der 

Bewirtschaftung des Schrebergartens dienen. 

6 Die Freihaltezone Umwelt «Grundwasserschutz» dient der Freihaltung zu 
Gunsten des Grundwasserschutzes. Neue Bauten und Anlagen sowie Nut-

zungsintensivierungen sind unzulässig. Bestehende Bauten und Anlagen 

dürfen im Rahmen ihres Bestandes unterhalten werden. 

 

 

  III Sondernutzungspläne 

   Besondere Bauweise 

PBG Art. 23 ff.  1 Durch einen Sondernutzungsplan kann in Abweichung vom Rahmennut-

zungsplan im Interesse einer Überbauung von hoher städtebaulicher und 

architektonischer Qualität eine höhere bauliche Nutzung zugelassen wer-

den. Der Planungsbericht erläutert, wie folgende Kriterien berücksichtigt 

werden: 

a) Übereinstimmung mit den Entwicklungszielen;6 

b) Qualität der Projektevaluation; 

c) Einpassung in die bauliche und aussenräumliche Umgebung; 

d) Qualität der Architektur und Landschaftsarchitektur; 

e) Aufenthalts- und Begegnungsqualität im Innen- und Aussenraum; 
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7 Normen des «Schweizer Verbandes der Strassen- und Verkehrsfachleute» 

f) Nachhaltigkeit und ökologischer Ausgleich; 

g) Barrierefreiheit im Innen- und Aussenraum; 

h) Erschliessung und Parkierung; 

i) Finanzierung der Erschliessung und öffentlichen Ausstattung. 

 

  D Nutzungs- und Bauvorschriften 

  I Erschliessung und Ausstattung 

   Grundstückszufahrt und Autoabstellplätze 

PBG Art. 67, Abs. 1, Bst. a 

StrG Art. 100ff. 

VSS7 40 050/273/291 

 1 Zufahrten weisen gegenüber Gemeindestrassen 1. / 2. Klasse auf einer 

Länge von 5.0 m ab dem Strassenrand eine Längsneigung bis 5 % und ge-

genüber Gemeindestrassen 3. Klasse bis 8 % auf.  

2 Grundstücks- und Garagenzufahrten weisen ungedeckt höchstens 15 % 
Gefälle und gedeckt höchstens 18 % Gefälle auf. 

3 Entlang Gemeindestrassen 2. / 3. Klasse können Autoabstellplätze mit bis 

zu drei Senkrecht-Parkfeldern bewilligt werden. 

4 Die Anstosslänge von Vorplätzen und Autoabstellplätzen gegenüber öf-
fentlichen Strassen beträgt in Wohn- und Wohn-/Gewerbezonen maximal 

12.0 m. 

 

   Entsorgungseinrichtungen 

PBG Art. 67, 113  1 Die Baubehörde kann die Bereitstellung von Flächen für Entsorgungsein-
richtungen auf privatem Grund verlangen. Sie sind für die Entsorgungsfahr-

zeuge zugänglich. Entsorgungseinrichtungen sind im Umgebungsplan dar-

gestellt. 

 

   Abstellplätze für Personenwagen | Normalbedarf 

PBG Art. 69 

VSS 640 281 

 1 Pro Einfamilienhaus sind drei Abstellplätze zu erstellen. Garagenvorplätze 
gelten als Abstellflächen für Motorfahrzeuge, sofern eine Mindesttiefe von 

5.5 m eingehalten ist. 

2 Bei Mehrfamilienhäusern ist ein Abstellplatz pro 100 m2 Bruttogeschoss-

fläche gemäss Art. 3 dieses Erlasses, wenigstens ein Abstellplatz pro Woh-

nung, sowie pro vier Wohneinheiten zusätzlich ein Besucherabstellplatz zu 

erstellen und zu bezeichnen. 

3 Andere Nutzungen: Die Anzahl wird im Einzelfall festgelegt; die VSS-
Norm ist wegleitend. 

4 Auf anderen Grundstücken liegende Abstellplätze werden als Nutzungs-

beschränkung gemäss Art. 161 PBG im Grundbuch angemerkt. 

 

   Abstellplätze für Personenwagen | Ersatzabgabe 

PBG Art. 70  

 

 1 Die Ersatzabgabe des Grundeigentümers je fehlenden Abstellplatz beträgt 
CHF 15‘000.–. Sie wird mit dem Baubeginn fällig. 

 
   Abstellplätze für Personenwagen | Ladeinfrastruktur 

  1 Bei Mehrfamilienhäusern sind Abstellplätze für den Anschluss von indivi-
duellen Ladestationen mit dynamischem Lastmanagement vorzubereiten. 
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8 Richtlinien für Spielräume, Stiftung Pro Juventute 2019 

   Abstellplätze für Fahrräder und Motorräder 

PBG Art. 69 

Merkblatt «Veloparkierung für Wohnbauten», Tief-

bauamt des Kantons St.Gallen 
VSS 640 065/066 

 1 Es werden Abstellplätze für Fahrräder erstellt. Es sind die Empfehlungen 
des Kantons und, wo solche fehlen, die Normen der VSS wegleitend. 

2 Es wird pro fünf Autoabstellplätze für Autos gemäss Art. 13ff. dieses Erlas-

ses mindestens ein Abstellplatz für Motorräder bereitgestellt. 

 

   Spiel- und Begegnungsbereiche 

PBG Art. 71, 72 

Richtlinien Pro Juventute8 

 1 Die Mindestfläche für erforderliche Spiel- und Begegnungsbereiche ge-

mäss Art. 71 Abs. 1 PBG beträgt 15 % der Bruttogeschossfläche für Wohnen 

gemäss Art. 3 dieses Erlasses. 

2 Ersatzflächen auf anderen Grundstücken in angemessener Nähe können 
bewilligt werden. Sie werden als Nutzungsbeschränkung gemäss 

Art. 161 PBG im Grundbuch angemerkt. 

3 Wird von der Erstellungspflicht befreit, beträgt die Ersatzabgabe 

CHF 750.– je fehlenden Quadratmeter. 

 

 

  II Erstellung von Bauten und Anlagen 

   Niveaupunkt 

PBG Art. 77  1 Bei zusammengebauten Gebäuden kann die Baubehörde den Niveau-
punkt für alle Gebäude gemeinsam bestimmen.  

 

   Massgebendes Terrain 

  1 In Gebieten mit Einordnungsgebot gemäss Art. 29 dieses Erlasses kann die 

politische Gemeinde das massgebende Terrain so festlegen, dass sich die 

Lage des Zugangsgeschosses gut auf die Höhenlage des massgebenden 

Strassenraums ausrichtet. 

 

   Regelbauweise für Hauptbauten 

PBG Art. 83 – 89, 92f.  1 Die zulässigen Masse und Abstände der Hauptbauten sind in der nachste-

henden Tabelle der Regelbaumasse festgelegt. Die Vorschriften für 

Schutzobjekte gemäss Art. 115 PBG bleiben vorbehalten. 

2 In Gebieten mit Einordnungsgebot bleiben die Anforderungen gemäss 
Art. 29 dieses Erlasses vorbehalten. 

3 Als Anreiz für besonders hochwertige Gestaltung kann gemäss Art. 30 

dieses Erlasses von den Regelbaumassen abgewichen werden. 



Baureglement Gams 

 
7 | 12 

 

Hinweis Planungs- und Baugesetz  Art. 83 Art. 84/1 Art. 82/1 Art. 82/2 Art. 92 
Art. 84/2 

Art. 85/1 
Art. 85/2 Art. 86 LSV9 
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Zone Zonenbezeichnung  [m]  [m] [m] [m] [m] [°] [-] [m]  

 
Zonen des Baugebiets 

 
  

  
   

 
 

W 11.0a Wohnzone 11.0a  11.0 3) 7.5 5) 22.0 12.0 4.5 | 9.0 45 1/4 8.0 II 

W 11.0b Wohnzone 11.0b  11.0 3) 7.5 5) 22.0 12.0 4.5 | 9.0 45 1/3 – II 

W 14.5 Wohnzone 14.5  14.5 4) 10.5 5) 26.0 14.0 5.0 | 10.0 45 1/3 – II 

WG 11.0 Wohn-/Gewerbezone 11.0  11.0 3) 7.5 5) 22.0 9) 11) 12.0 9) 11) 4.5 | 9.0 10) 11) 45 1/3 – III 

WG 14.5 Wohn-/Gewerbezone 14.5  14.5 4) 10.5 5) 26.0 9) 11) 14.0 9) 11) 5.0 | 10.0 10) 11) 45 1/3 – III 

A 11.0 Arbeitszone 11.0 1)  11.0 – – – 5.0 12) – – – III 

A 15.0 Arbeitszone 15.0 1)  15.0 – – – 5.0 12) – – – III 

K 12.5 Kernzone 12.5  12.5 2) 9.0 2) – 2) – 2) 4.0 45 1/4 – III 

K 15.5 Kernzone 15.5  15.5 2) 12.0 2) – 2) – 2) 4.0 45 1/4 – III 

Oe BA Öffentliche Bauten und Anlagen  20.0 – – – 5.0 – – – II 

FiB Freihaltezone innerhalb Bauzone  vgl. Art. 9 dieses Reglements III 

IE R Intensiverholungszone Reitsport  13.5 11.0 30.0 – 5.0 – – – IV 

 
Zonen des Nichtbaugebiets 

 
  

  
   

 
 

Oe BA A Öffentliche Bauten und Anlagen «ARA»  20.0 – – – 5.0 – – – III 

FaB Freihaltezone ausserhalb Bauzone  5.0 3.5 – – 3.0 – – – (III) 

L Landwirtschaftszone  – – – – 4.0 – – – III 

1) Es sind keine stark störenden Nutzungen zulässig. 
2) Vorbehalten bleibt die gute Einordnung gemäss Art. 29 dieses Erlasses. 
3) Für Flachdächer und flach geneigte Dächer (Neigungswinkel < 20°) reduziert sich die zulässige Gesamthöhe um 1.5 m. 
4) Für Flachdächer und flach geneigte Dächer (Neigungswinkel < 20°) reduziert sich die zulässige Gesamthöhe um 2 m. 

5) Für Flachdächer und flach geneigte Dächer (Neigungswinkel < 20°) reduziert sich die Gebäudehöhe um 1.0 m. Diese Gebäudehöhe 
kann durch Absturzsicherungen (Brüstungen, Geländer) bis zu 1.0 m überschritten werden. 

6) Das Mass erhöht sich um das Mass der über die Fassade hinausragenden Vorbauten, aber maximal um 2.0 m pro Gebäudeseite. 
7) Die Gebäudebreite kann bis auf das Mass der Gebäudelänge erhöht werden, sofern die aufgrund der Regelbaumasse mögliche Grund-

fläche des Gebäudes nicht überschritten wird. 
8) Die Gebäudebreite wird bei zusammengebauten Gebäuden gemäss Art. 77 Abs. 2 PBG für jedes Gebäude einzeln bestimmt.  
9) Für rein gewerbliche genutzte Geschosse gilt das doppelte Mass. 
10) Für vollständig gewerblich genutzte Erdgeschosse gilt allseitig der kleine Grenzabstand. 

11) Bei Erleichterungen gegenüber dem Grenzabstand, der Gebäudelänge oder der Gebäudebreite wird für die betroffene Fläche ein Um-
nutzungsverbot verfügt und gemäss Art. 161 PBG im Grundbuch angemerkt. 

12) Gegenüber Wohn-, Wohn-/Gewerbe- und Kernzonen kommt der doppelte Abstand zur Anwendung. 
13) Die zulässige Gebäudehöhe kann innerhalb des Fassadenabschnitts im Dachraum um 3.0 m erhöht werden. 
14) Bei Bauten mit Satteldach, deren Giebelseite zum Tal zeigt, erhöht sich die Fassadenhöhe auf der Talseite um die Mehrhöhe des Giebel-

feldes über der effektiven Gebäudehöhe.  

 
9 Lärmschutzverordnung (LSV), SR 814.41 
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   Erhöhung der Gebäude- und Gesamthöhe 

PBG Art. 83, 84  1 Die Gebäude- und Gesamthöhe gemäss Art. 20 dieses Erlasses erhöhen 

sich: 

a) in Wohn-/Gewerbezonen um die lichte Mehrhöhe des gewerblich ge-

nutzten Erdgeschosses über 2.4 m, aber um höchstens 1.0 m; 

b) entlang Kantons- oder Gemeindestrassen 1. Klasse um die Mehrhöhe ei-

nes Hochparterres über 0.6 m. Die Mehrhöhe entspricht der Differenz 

zwischen der Höhe des Strassenrandes in Fassadenmitte zur Höhe fertig 

Fussboden des Eingangsgeschosses. Der Zuschlag beträgt jedoch höchs-

tens 1.0 m. 

Die Zuschläge auf die Gebäudehöhe gemäss Abs. 1 Bst. a und b können 
nicht kumuliert werden. 

 

   Grenzabstand 

PBG Art. 92  1 Der grosse Grenzabstand ist gegenüber einer Längsfassade und der kleine 
Grenzabstand gegenüber allen anderen Fassaden einzuhalten. Die Grenzab-

stände kommen auch gegenüber Strassenparzellen zur Anwendung. 

2 Die Grenzabstände können bis auf den Baulinien- oder den Strassenab-

stand und der grosse Grenzabstand bis auf den kleinen Grenzabstand redu-

ziert werden, wenn die dadurch reduzierte Abstandsfläche gegenüber an-

deren Fassaden kompensiert und nachgewiesen wird.  

 

   Strassenabstand 

StrG Art. 100, 104ff, Art. 107f. 

Gemeindestrassenplan 

 1 Der Strassenabstand beträgt mindestens: 
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Bauten, An-/Kleinbauten 4.0 m 1) 3.0 m 1) 3.0 m 2.0 m 

bewilligungsfreie Kleinbauten 

gem. Art. 136 PBG und Anlagen 

4.0 m 3.0 m 1.0 m 2) 1.0 m 2) 

Bäume 2.5 m 2.5 m 2.5 m 1.0 m 

Böschungen (Neigungen bis 

45°) 

0.5 m 0.5 m 0.5 m 0.5 m 

Stützmauern, Böschungen 

(Neigungen ab 45°) 

0.5 m; über 1.2 m Höhe zusätzlich die Mehrhöhe 3) 

Einfriedungen 0.5 m; über 1.2 m Höhe zusätzlich die Mehrhöhe 

Lebhäge, Zierbäume, Sträucher 0.5 m; über 1.8 m Höhe zusätzlich die Mehrhöhe 

1) Bei Kantons- und Gemeindestrassen 1. Klasse gilt für bewilligungspflichtige Bauten 
und Anlagen gegenüber Strassenrändern ohne Trottoir ein um 2.0 m vergrösserter 
Strassenabstand. 

2) Sofern die Verkehrssicherheit gewährleistet ist. 
3) Gemäss Art. 28 dieses Erlasses. 

2 In Gebieten mit Einordnungsgebot gemäss Art. 29 dieses Erlasses und 

Schutzzonen können die Strassenabstände gemäss Art. 108 Abs. 2 Bst. b) 

StrG im Interesse des Ortsbildes unter Abwägung der Anforderungen des 

Strassenunterhalts und der Verkehrssicherheit im Einzelfall festgelegt wer-

den. 
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   Anbauten und Kleinbauten 

PBG Art. 74, 75, 80, 94, 136 Abs. 2 Bst. a  1 Die zulässigen Masse betragen:  

a) maximale Grundfläche:    60 m2 

b) maximale Gebäudehöhe:    3.5 m 

c) maximale Gesamthöhe:    5.0 m 

d) minimaler Grenzabstand:    3.0 m 

2 Der minimale Grenzabstand für bewilligungsfreie Kleinbauten beträgt    
1.0 m. 

3 Bei einem Zusammenbau von Klein- und Anbauten über die Grenze gel-

ten die Masse je Grundstück. 

4 Ist das Recht zur Reduktion der Abstände gestützt auf Art. 94 PBG gegen-
seitig eingeräumt, ist später keine Zustimmung des Nachbarn für eine Baute 

in der gleichen Anstosslänge mehr erforderlich. 

5 An Hanglagen mit bergseitiger Erschliessung kann die Baubehörde den 

massgebenden Niveaupunkt abweichend festlegen. 

 

   Vorbauten und Dachvorsprünge 

PBG Art. 76, 81 

StrV Art. 4 

 1 Vorbauten ragen auf höchstens einem Drittel der Fassadenlänge in das 

Mass des kleinen Grenzabstandes, in den Strassenabstand oder über die 

Baulinie, sofern der verbleibende Grenz-, bzw. Strassenabstand mindestens 

2.0 m beträgt. 

2 Dachvorsprünge ragen bei An- und Kleinbauten bis zu 0.5 m und bei allen 
übrigen Bauten bis zu 1.5 m in den Grenzabstand, den Strassenabstand oder 

über die Baulinie. 

3 Baulinien zur Festlegung von Gewässer- und Waldabständen werden 

nicht überschritten. 

 

   Unterirdische Gebäude und Gebäudeteile 

PBG Art. 95, Abs. 1  1 Der Grenzabstand für unterirdische Gebäude und Gebäudeteile, die unter 

dem natürlich gewachsenen Terrain liegen, beträgt 0.5 m. 

2 Der Grenzabstand für unterirdische Gebäude und Gebäudeteile, die unter 
dem gestalteten Terrain liegen, entspricht der doppelten Höhendifferenz 

zwischen dem gestalteten und dem massgebenden Terrain, gemessen an 

der Aussenwand des Baukörpers. 

3 Unter dem Vorbehalt der schriftlichen Zustimmung der Eigentümerin 

oder des Eigentümers des benachbarten Grundstücks kann die Gemeinde 

das Zusammenbauen über Grundstücksgrenzen bewilligen. 

 

   Terrainveränderungen | Abgrabungen 

PBG Art. 97  1 Die Tiefe von Abgrabungen zur Freilegung von Fassaden ist in Wohn-, 

Wohn-/Gewerbe- und Kernzonen auf 0.4 m beschränkt. 

2 An Hanglagen mit einer mittleren Neigung (durch den Niveaupunkt) von 
über 30 % betragen Abgrabungen bis auf der Hälfte der Fassadenlänge in 

Hangneigung bis zu 1.2 m.  

3 Für Haus- und Kellerzugänge, Gartenausgänge sowie Zufahrten zulässige 

Abgrabungen gemäss Art. 97 Abs. 1 PBG über 0.4 m sind insgesamt bis zu 

8.0 m lang.  

4 In den übrigen Zonen ist der Umfang der Abgrabung frei. 
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10 Leitbilder, Konzepte, Richtplan 

   Terrainveränderungen | Böschungen | Stützmauern 

PBG Art. 97  1 Aufschüttungen, Stützmauern und Böschungen sind dem Terrain anzu-

passen. 

2 Der minimale Grenz- oder Strassenabstand für Böschungen mit einer Nei-
gung unter 45° beträgt 0.5 m. 

3 Der minimale Grenz- oder Strassenabstand für Stützmauern und Bö-

schungen mit einem Neigungswinkel über 45° und einer Höhe bis 1.2 m be-

trägt 0.5 m, darüber zusätzlich die Mehrhöhe. Die maximale Höhe beträgt 

3.0 m. 

 

   Einordnungsgebot 

PBG Art. 99 Abs. 2  1 In Gebieten mit Einordnungsgebot müssen Bauten und Anlagen so ge-

staltet und eingeordnet werden, dass mit der Umgebung zusammen eine 

gute Gesamtwirkung entsteht. Es wird ein Vorbescheid gemäss Art. 145 PBG 

eingeholt.  

2 Dem Baugesuch ist eine der Bedeutung des Vorhabens angemessene 
Analyse der ortsbaulichen Situation sowie eine Erläuterung der Lösung ins-

besondere zu folgenden Kriterien beigefügt: 

a) Übereinstimmung mit den Entwicklungszielen;10 

b) Höhenlage und Nutzung der Geschosse in Bezug auf den öffentlichen 

Raum; 

c) Volumetrie und Gliederung von Baukörper und Fassaden; 

d) Orientierung der Hauptfassade; 

e) Dachform und Einordnung von Dachaufbauten, Dacheinschnitten und 

Dachflächenfenstern; 

f) Materialisierung und Detailgestaltung; 

g) Einfügung in den Geländeverlauf und den Freiraum; 

h) Gliederung, Begrünung und Materialisierung der Umgebung; 

i) Minimierung der Versiegelung; 

j) Gestaltung von Reklameeinrichtungen, Beschriftungen, Beleuchtungen 

sowie von Schaufensteranlagen; 

k) Einpassung von technischen Anlagen. 

In den Fassaden- und Umgebungsplänen sind angrenzende Gebäude und 
Umgebungen dargestellt. 

3 Beim Einordnungsgebot entlang von Strassen ist der Raum zwischen 
Strasse und Gebäude sowie die Fassaden gegenüber dem Strassenraum 

nach dem typischen oder angestrebten Strassen- und Siedlungsbild gestal-

tet. 

 

   Anreize für besonders hochwertige Gestaltung 

PBG Art. 100, 145  1 Bei Vorhaben mit besonders hochwertiger Gestaltung von Bauten und 

Anlagen kann die Baubewilligungsbehörde Abweichungen von den Vor-

schriften dieses Erlasses bewilligen. Der Umfang der maximalen Abwei-

chungen beträgt: 

a) Gesamthöhe um 20% in den Arbeitszonen; 

b) Gebäudehöhe, Gesamthöhe und Fassadenhöhe um 5% in Wohn- und 

Wohn-/Gewerbezonen; 

c) Gebäudelänge und -breite um 10 % für Wohngeschosse und um 20 % 

für gewerbliche Geschosse; 

d) Bruchteil Fassadenabschnitt gemäss Art. 85 Abs. 2 PBG bis auf die Hälfte 

und Erhöhung der Gebäudehöhe im entsprechenden Fassadenabschnitt 

bis zur Gesamthöhe; 
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11 Bundesverordnung über den Natur- und Heimatschutz (NHV) SR 451.1 
12 Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer (GSchG) SR 814.20 
13 Bundesgesetz über den Umweltschutz (USG) SR 814.01 
14 Referenzwerte: 0.0 ≙ Vollversiegelung | 0.5 ≙ landwirtschaftliche Mähwiese | 1.0 ≙ Magerwiese, Streuwiese, Ruderalfläche, Wildgarten 
15 Signalisationsverordnung (SSV) SR 741.21 
16 Empfehlungen zur Vermeidung von Lichtemissionen, BAFU, Bern 2005 

e) Abgrabungen gemäss Art. 28 dieses Erlasses um zusätzlich 0.5 m; 

f) Abstandsprivileg von Vorbauten gemäss Art. 25 dieses Erlasses bis zur 

Hälfte der Fassadenlänge. 

2 Bei Abweichungen gemäss Bst. a und b erhöht sich der Grenzabstand auf 

der jeweiligen Seite um die Mehrhöhe und einen Viertel der Mehrlänge. 

Diese zusätzliche Grenzabstandsfläche kann ungleich verteilt sein. 

3 Hinsichtlich der Baugesuchsgrundlagen und der Beurteilungskriterien gilt 
Art. 29 dieses Erlasses sinngemäss. 

 

   Ökologischer Ausgleich 

NHG Art. 18 Abs. 1, Art. 18b Abs. 2 

NHV11 Art. 15 Abs. 1  

GSchG12 Art. 7 Abs. 2 

USG13 Art. 11 Abs. 1 

PBG Art. 130 Abs. 1 

 

 1 Bei Neubauten sowie bei wesentlichen baulichen Erweiterungen oder 
umfangreichen Aussenraumgestaltungen sind Massnahmen zum ökologi-

schen Ausgleich nachzuweisen. Wesentliche Eingriffe liegen insbesondere 

vor, wenn: 

a) das Gebäude durch einen zusätzlichen Baukörper deutlich erweitert 

wird (z.B. Wohnungsanbau, grössere Garagenbauten); 

b) der Aussenraum durch umfassende Gestaltungen wie z.B. Poolanlagen, 

grossflächige Sitzplätze oder erhebliche Terrainveränderungen neu ge-

staltet wird; 

c) für die Umgebung ein Umgebungsplan erforderlich wird, weil der Um-

fang der Gestaltung dies notwendig macht. 

Gewöhnliche Innenumbauten oder geringfügige Veränderungen an Ge-

bäude und Umgebung lösen keinen ökologischen Ausgleich aus. 

2 Als Massnahmen zum ökologischen Ausgleich zählen namentlich der Er-
halt oder die Schaffung von: 
a) Verdunstungsflächen über den Boden; 

b) Vegetationsflächen mit hoher Biodiversität; 

c) wertvollen und standortgerechten Bäumen und Sträuchern. 

3 Der Nachweis über den ökologischen Ausgleich erfolgt auf der Basis eines 

durchschnittlichen Ausgleichsfaktors von 0.514 über die anrechenbare 

Grundstücksfläche gemäss Art. 88 PBG. 

4 Wenn aufgrund besonderer örtlicher Verhältnisse kein hinreichender öko-
logischer Ausgleich möglich ist, kann die Politische Gemeinde Ersatzflächen 

auf anderen Grundstücken innerhalb der Bauzone anrechnen. Sie werden 

als Nutzungsbeschränkung verfügt und gemäss Art. 161 PBG im Grundbuch 

angemerkt. 

5  Der Gemeinderat erlässt eine Ausführungsbestimmung über die Berech-

nungsfaktoren und zum sach- und fachgerechten Vollzug. 

 

   Lichtemissionen 

PBG Art. 136 

SSV15 Art. 99 

USG Art. 11 

BAFU16 Empfehlungen zur Vermeidung von Lichte-

missionen, Bern 2021 

 

 1 Reklame- und Schaufensterbeleuchtungen von Betrieben sind zwischen 
22.00 und 06.00 Uhr ausgeschaltet. Davon ausgenommen sind publikums-

aktive Betriebe mit längeren Öffnungszeiten. 
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  E Schlussbestimmungen 

   Inkrafttreten, Übergangsbestimmung 

PBG Art. 173  1 Dieses Reglement tritt mit der Genehmigung durch das Amt für 

Raumentwicklung und Geoinformation in Rechtskraft. Der Gemeinderat 

bestimmt den Vollzugsbeginn. 

2 Ersatzabgaben werden an den Landesindex der Konsumentenpreise 
angepasst (Basisjahr = Datum der Rechtskraft). 

 

   Aufhebung bisherigen Rechts 

PBG Art. 173  1  Folgende Erlasse werden mit dem Vollzugsbeginn des vorliegenden Bau-

reglements aufgehoben: 

a) Baureglement vom 4. Mai 2009 inklusive aller Anpassungen bis zum Er-

lass dieses Reglements; 

b) Zonenplan vom 26. Januar 1984 inklusive aller Anpassungen bis zum Er-

lass dieses Reglements; 

 




